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Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan und Anlagen für die Haushaltsjahr 2020 
und 2021 
hier: Aufsichtsbehördliche Genehmigung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Bericht vom 17. Dezember 2019 haben Sie mir Ihre Haushaltssatzung mit Plan für die 
Haushaltsjahre 2020 und 2021 zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung vorgelegt. 

Nach erfolgter Prüfung ergehen hierzu folgende Entscheidungen: 

I. Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 

> Der in § 2 der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Kredite wird gemäß 
§ 97a Ziffer 4 Hessische Gemeindeordnung (HGO) i. V. m. § 103 Absatz 2 HGO ge-
nehmigt. 

> Der in § 3 der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen wird gemäß § 97a Ziffer 3 HGO i. V. m. § 102 Absatz 4 HGO geneh-
migt. 

> Der in § 4 der Haushaltssatzung festgesetzte Höchstbetrag der Liquiditätskredite 
wird gemäß § 97a Ziffer 5 HGO i. V. m. § 105 Absatz 2 HGO genehmigt.  

II.  Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 

> Der in § 2 der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Kredite wird gemäß 
§ 97a Ziffer 4 HGO I. V. m. § 103 Absatz 2 HGO genehmigt. 

> Der in § 3 der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen wird gemäß § 97a Ziffer 3 HGO i. V. m. § 102 Absatz 4 HGO geneh-
migt. 
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> Der in § 4 der Haushaltssatzung festgesetzte Höchstbetrag der Liquiditätskredite 
wird gemäß § 97a Ziffer 5 HGO i. V. m. § 105 Absatz 2 HGO genehmigt. 

Die Genehmigungen sind als Anlage beigefügt. 

Gemäß § 28 Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) ist die Gemeindevertretung mehr-
mals jährlich über den Stand des Haushaltsvollzugs zu unterrichten. Entsprechende Be-
richte sind mir bis spätestens 31. August 2020 bzw. 31. August 2021  vorzulegen. 

Die Haushaltssatzung mit meiner Genehmigung ist unter Beachtung des § 97 Absatz 5 
HGO öffentlich bekannt zu machen und danach an sieben Tagen öffentlich auszulegen. 
Den Bekanntmachungsnachweis legen Sie mir anschließend vor. 

Ich bitte zudem diese Verfügung der Gemeindevertretung gemäß § 50 Absatz 3 HGO in 
vollständigem Wortlaut bekannt zu geben und mir einen entsprechenden Protokollauszug 
vorzulegen. Den Nachweis hinsichtlich der Bekanntgabe der Haushaltsverfügung 2019 rei-
chen Sie mir bitte bis spätestens 29. Februar 2020  nach. 

1. Vorbemerkungen und Formelle Feststellungen/Aspekte 

Der gemäß § 97 Absatz 3 HGO erforderliche Beschluss über die Haushaltssatzung durch 
die Gemeindevertretung ist nachweislich am 12. Dezember 2019 erfolgt. 

Der Haushalt entspricht generell den formellen Anforderungen. Jedoch sind folgende An-
merkungen zu machen: 

> Nach den Vorschriften des § 60 GemHVO ist für die Teilfinanzhaushalte das Muster 
11 verbindlich vorgeschrieben. Die von Ihnen dargestellten Teilhaushalte entspre-
chen dahingehend den Anforderungen. Die Spalten „Gesamtauszahlungsbedarf" so-
wie „davon bisher bereitgestellt" sind diesbezüglich zukünftig entsprechend zu aus-
zufüllen. 

> Nach § 10 Abs. 3 S. 1 GemHVO sollen in den Teilhaushalten neben produktorien-
tierte Zielen auch Kennzahlen zur Zielerreichung bestimmt werden. Die Teilhaus-
halte sind diesbezüglich entsprechend anzupassen. 

> Bezüglich des Investitionsprogramms weise ich erneut darauf hin, dass zukünftig der 
Hinweis Nr. 3 zu § 101 HGO im Rahmen der Beschlussfassung beachtet wird. Dem-
nach ist das Investitionsprogramm kein Bestandteil des Haushaltsplans und folglich 
nicht in die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung miteinzubeziehen. Es ist 
von der Gemeindevertretung gesondert zu beschließen. 

> Wie Ihnen bekannt ist, soll der Jahresabschluss nach § 112 Absatz 9 HGO innerhalb 
von vier Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres aufgestellt werden. Dieser ge-
setzlichen Anforderung werden Sie nicht gerecht. Der Aufstellungsbeschluss durch 
den Gemeindevorstand ist erst am 28. Mai 2019 erfolgt. 

In diesem Zusammenhang weise ich im Allgemeinen darauf hin, dass sowohl die 
Gemeindevertretung als auch die Aufsichtsbehörde unverzüglich über die wesentli-
chen Ergebnisse der Abschlüsse zu unterrichten sind. Die Unterrichtung der Ge-
meindevertretung hinsichtlich der wesentlichen Ergebnisse des Jahresabschlusses 
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2018 ist nachweislich am 13. Juni 2019 erfolgt. Den Aufstellungsbeschluss über den 
Jahresabschluss 2019, dessen wesentliche Inhalte sowie den Nachweis über die 
Unterrichtung der Gemeindevertretung reichen Sie mir bis spätestens 31. August 
2020  ein. 

> Der Finanzstatusbericht für das Haushaltsjahr 2020 wurde dem Haushaltsplan 
2020/2021 als Anlage nach § 1 Abs. 4 Nr. 11 GemHVO beigefügt. Ich bitte Sie, mir 
den Finanzstatusbericht betreffend das Haushaltsjahr 2021 unaufgefordert bis spä-
testens zum 31. Januar 2021  vorzulegen. 

2. Materielle Anforderungen 

Gemäß § 92 Abs. 1 HGO hat eine Kommune ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und zu 
führen, dass die stetige Aufgabenerfüllung gesichert ist. Indikatoren für die Gefährdung der 
stetigen Aufgabenerfüllung sind vor allem ein fehlender Haushaltsausgleich. Der Haushalt 
soll daher nach § 92 Abs. 4 HGO in jedem Jahr in Planung und Rechnung ausgeglichen 
sein. Dies betrifft sowohl den Ergebnis- als auch den Finanzhaushalt. 

Der Ergebnishaushalt gilt nach § 92 Abs. 5 Ziffer 1 GemHVO in der Planung als ausgegli-
chen, wenn er unter Berücksichtigung der Summe der vorgetragenen Jahresfehlbeträge im 
ordentlichen Ergebnis ausgeglichen ist oder der Fehlbedarf im ordentlichen Ergebnis durch 
die Inanspruchnahme von Mitteln der Rücklage ausgeglichen werden kann. 

Für das Haushaltsjahr 2020 schließt der Ergebnishaushalt der Gemeinde Lohra im ordentli-
chen Ergebnis mit einem Überschuss von 519.936€ ab. Im Vergleich zum planmäßig aus-
gewiesenen Überschuss im Vorjahr ist dies eine Verschlechterung um 565.621 €. Diese ist 
insbesondere durch einen deutlichen Anstieg der Sach- und Dienstleistungen begründet. 
Für das Haushaltsjahr 2021 wird nur noch ein Überschuss bezogen auf das ordentliche Er-
gebnis i. H. v. 158.437 € ausgewiesen. Ursächlich hierfür ist vor allem, dass ab dem Haus-
haltsjahr 2021 die ertragswirksame Auflösung der Rückstellung hinsichtlich der Biotopwert-
p u n kte wegfällt. 

Aufgrund der Prognose in der mittelfristigen Ergebnisplanung entwickeln sich die in den 
Haushaltsjahren 2022 bis 2024 erwarteten Überschüsse bis zum 31.12.2024 zu einer Ge-
winnrücklage im Ergebnishaushalt in Höhe von 2.885.254 €. Die ab dem Haushaltsjahr 2022 
wieder deutlich ausgewiesenen Überschüsse im Rahmen des ordentlichen Ergebnisses sind 
insbesondere durch eine starke Reduzierung der dargestellten Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen begründet. 

Die Jahresabschlüsse bis einschließlich 2018 sind aufgestellt. Die zum 31. Dezember 2018 
aufgelaufenen Fehlbeträge aus Vorjahren wurden nach den Vorschriften des § 25 Abs. 3 
GemHVO mit dem Eigenkapital verrechnet. Laut Finanzstatusbericht besteht zum 31. De-
zember 2019 mittlerweile eine Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses I. 
H. v. 1.271.369 €. Indikatoren für eine Gefährdung des Haushaltsausgleiches auf Ergebnis-
ebene sind derzeit nicht erkennbar. 

Ich weise an dieser Stelle dennoch darauf hin, dass Haushaltsüberschüsse zur Aufstockung 
der Ergebnisrücklage genutzt werden sollten, um zusätzlich zum Liquiditätspuffer auch auf 
der Ergebnisebene unplanmäßige Ereignisse abmildern zu können. 
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Ich stelle fest, dass die Realsteuerhebesätze sowohl für das Haushaltsjahr 2020 als auch 
für das Haushaltsjahr 2021 gegenüber dem Haushaltsjahr 2019 unverändert bleiben. Die 
Hebesätze liegen weiterhin jeweils über den Nivellierungshebesätzen nach § 21 Finanzaus-
gleichsgesetz (FAG) sowie über dem Landesdurchschnitt der jeweiligen Gemeindegrößen-
klasse. Zudem haben Sie im Begleitbericht zum vorgelegten Doppelhaushalt 2020/2021 die 
Kostendeckungsgrade zu den Gebührenhaushalten erläutert. Ich weise in diesem Zusam-
menhang auf das Kostendeckungsgebot gemäß § 10 Abs. 1 S. 2 Kommunalabgabengesetz 
hin. 

Der Finanzhaushalt gilt nach § 92 Abs. 5 Ziffer 2 HGO als ausgeglichen, wenn der Saldo aus 
laufender Verwaltungstätigkeit mindestens so hoch ist, dass daraus die Auszahlungen zur 
ordentlichen Tilgung von Krediten sowie an das Sondervermögen „Hessenkasse" geleistet 
werden können, soweit die Auszahlungen zur ordentlichen Tilgung von Krediten nicht durch 
zweckgebundene Einzahlungen gedeckt sind. 

Für das Haushaltsjahr 2020 beträgt der planmäßige Zahlungsmittelüberschuss aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 752.741 € und reicht aus um die ordentliche Tilgung von Krediten i. H. 
v. 441.400€ sowie den Eigenbeitrag zur Hessenkasse i. H. v. 136.625€ zu erwirtschaften. 
An dieser Stelle mache ich darauf aufmerksam, dass die für das Haushaltsjahr 2020 veran-
schlagten Schlüsselzuweisungen 1.833.802 € nicht den mir vorliegenden Landesdaten ent-
sprechen. Demnach kann die Gemeinde Lohra diesbezüglich nur mit zahlungswirksamen 
Erträgen i. H. v. 1.770.510€ rechnen. Durch die entstehenden Mindereinzahlungen könnte 
das Erreichen der Vorgaben zum Ausgleich des Finanzhaushalts gefährdet werden. Ich er-
warte daher, dass ggf. eintretende Mindererträge im Rahmen der flexiblen Haushaltswirt-
schaft aufgefangen werden. 

Bezogen auf das Haushaltsjahr 2021 erfüllt die Gemeinde Lohra ebenfalls planmäßig die 
Anforderungen an den Ausgleich des Finanzhaushalts. Der Zahlungsmittelüberschuss aus 
laufender Verwaltungstätigkeit I. H. v. 857.188 € reicht aus um die ordentliche Kredittilgung 
(434.100 €) sowie den Eigenbeitrag zur Hessenkasse (136.625 €) zu erwirtschaften. Glei-
ches gilt für die mittelfristige Finanzplanung. 

Neben dem Ausgleich in der Planung ist sowohl der Ergebnishaushalt, als auch der Finanz-
haushalt ab dem Haushaltsjahr 2019 gemäß § 92 Abs. 6 HGO auch in der Rechnung auszu-
gleichen. Die Vorschrift soll u. a. die unterjährige Haushaltsführung im Vollzug stärken und 
frühzeitig den Fokus auf ggf. erforderliche Konsolidierungsmaßnahmen richten. Der vorläu-
fige Jahresabschluss 2018 zeigt auf, dass die Vorgaben an den Ausgleich des Finanzhaus-
halts in der Rechnung gemäß § 92 Abs. 6 Nr. 2 HGO verfehlt wurden. Der Zahlungsmittel-
überschuss aus laufender Verwaltungstätigkeit reicht mit 447.292 € nicht aus um die ordent-
liche Tilgung von 472.632 € zu erwirtschaften. Dem gilt es zukünftig durch entsprechende 
Maßnahmen entgegenzuwirken. Sollte der vorhandene und nicht anderweitig gebundene 
Zahlungsmittelbestand nicht ausreichen um die nicht über die laufende Verwaltungstätigkeit 
erwirtschaftete Tilgung abzudecken, führt dies in der Folge zu einer dauerhaften Inanspruch-
nahme von Liquiditätskrediten. 

Zur Finanzierung des Zahlungsmittelbedarfs aus Investitionstätigkeit (599.860 €) hat die 
Gemeinde Lohra für das Haushaltsjahr 2020 Investitionskredite i. H. v. 441.400 € veran-
schlagt. 

Im Rahmen des Nachrangigkeitsgrundsatzes der Kreditaufnahme nach § 93 Abs. 3 HGO 
sind Haushaltsüberschüsse in Form von Liquidität vorrangig zur Finanzierung von lnvestiti- 
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onen heranzuziehen (vgl. auch  II.  Ziffer 3 des Finanzplanungserlasses seitens des Hessi-
schen Ministeriums des Innern und für Sport vom 07. November 2019, Gz. IV 2 — 15iO4-01-
19/002). Unter Berücksichtigung der zu erwirtschafteten Tilgungsleistungen sowie des Ei-
genbeitrags zur Hessenkasse beträgt der zahlungswirksame Haushaltsüberschuss für das 
Haushaltsjahr 2020 planmäßig 174.716€. Davon wird ein Teilbetrag i. H. v. 158.460€ nach 
den Vorschriften des § 93 Abs. 3 HGO für Investitionen eingesetzt. Der übrige Anteil von 
16.256 € erhöht den bereits vorhandenen Kassenbestand. 

Wie durch Sie unter dem Finanzhaushalt erläutert, wird der am Ende des Haushaltsjahres 
ausgewiesene Kassenbestand zur Finanzierung der anderweitig gebundenen Liquidität be-
nötigt. 

Zudem entspricht die veranschlagte Kreditaufnahme im Haushaltsjahr 2020 der ordentli-
chen Kredittilgung. 

Für das Haushaltsjahr 2021 sind zur Finanzierung des Zahlungsmittelbedarfes aus Investiti-
onstätigkeit (1.353.355€) Investitionskredite i. H. v. 1.084.100€ veranschlagt. 

Der bereits thematisierte zahlungswirksame Haushaltsüberschuss beträgt für das Haus-
haltsjahr 2021 planmäßig 286.463 €. Davon werden 269.255 € nach den Vorschriften des 
§ 93 Abs. 3 HGO vorrangig zur Finanzierung von Investitionen eingesetzt. Die übrigen 
17.208 € erhöhen den vorhandenen Kassenbestand zum Ende des Haushaltsjahres 2021 
auf 680.573 €. Sollte sich herausstellen, dass der dem Kassenbestand zugeführte Haus-
haltsüberschuss nicht im Rahmen der gebundenen Liquidität für z. B. übertragenen Haus-
haltsmitteln aus Vorjahren oder zur Abdeckung des Liquiditätspuffers benötigt wird, erwarte 
ich, dass der Haushaltsüberschuss vorrangig vor Kreditaufnahme für Investitionen einge-
setzt wird. 

Ich weise an dieser Stelle darauf hin, dass mir die gebundene Liquidität im Rahmen des Li-
quiditätsnachweises, der mir bis zum 31. Januar 2020  vorzulegen ist, entsprechend darzu-
stellen ist (vgl.  II  Ziffer 4 des Finanzplanungserlasses seitens des Hessischen Ministeriums 
des Innern und für Sport vom 07. November 2019, Gz. IV 2— 15104-01-19/002). 

Durch die verhältnismäßig hohe Kreditaufnahme im Haushaltsjahr 2021 I. H. v. 1.084.100€ 
entsteht unter Berücksichtigung der ordentlichen Kredittilgung (434.100€) eine Nettoneu-
verschuldung von 650.000 €. Diese ist insbesondere durch Investitionen im Bereich des 
Brandschutzes und folglich durch die Wahrnehmung von Pflichtaufgaben begründet. Ab 
dem Planungsjahr 2022 entspricht die Kreditaufnahme laut mittelfristiger Finanzplanung 
wieder der ordentlichen Tilgung. 

In § 3 der Haushaltssatzung der Gemeinde Lohra sind sowohl für das Haushaltsjahr 2020 
(1.688.800 €) als auch für das Haushaltsjahr 2021 (300.000 €) Verpflichtungsermächtigun-
gen veranschlagt. Die Verpflichtungsermächtigungen sind zu Lasten der Haushaltsjahre 
2021 sowie 2022 vorgesehen. In beiden Planungsjahren ist eine Veranschlagung von In-
vestitionskrediten vorgesehen. Dadurch sind die Verpflichtungsermächtigungen  gem.  § 103 
Abs. 4 S. 1 HGO genehmigungspflichtig. Gründe, die gegen eine Genehmigung sprechen, 
sind nicht ersichtlich. Sowohl der Gesamtbetrag für 2020 als auch der Gesamtbetrag für 
2021 kann folglich in voller Höhe genehmigt werden. 

Zur Liquiditätssicherung hat die Gemeinde Lohra für die Haushaltsjahre 2020 sowie 2021 
jeweils einen Liquiditätskreditrahmen in Höhe von 1.000.000 € vorgesehen. Gegenüber 
dem Haushaltsjahr 2019 bleibt der Liquiditätskreditrahmen unverändert. 
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Zur Nachvollziehbarkeit der veranschlagten Liquiditätskredite wurden für jedes Haushalts-
jahr entsprechende Liquiditätsplanungen vorgelegt. Aus diesen ist ersichtlich, dass sich der 
Liquiditätsbedarf voraussichtlich u. a. aus der Vorfinanzierung investiver Maßnahmen 
ergibt. Hinsichtlich der Zwischenfinanzierung von Investitionen weise ich ausdrücklich da-
rauf hin, dass der Liquiditätskredit durch einen entsprechenden Investitionskredit abgelöst 
werden muss, bevor die Kreditermächtigung für den Investitionskredit abgelaufen ist. An-
sonsten liegt ein Verstoß gegen das Haushaltsrecht vor. 

Des Weiteren weise ich gemäß § 105 Abs. 1 S. 3 HGO darauf hin, dass Liquiditätskredite 
spätestens bis zum Ende des Haushaltsjahres zurückgeführt werden sollen. Die Regelung 
verfolgt das Ziel, einen erneuten kontinuierlichen Aufbau von Liquiditätskrediten von vorher-
ein auszuschließen. Ist eine Rückführung zum Jahresende in besonderen Ausnahmefällen 
(z. B. Vorfinanzierung von Investitionen) nicht möglich, hat die Kommune die Liquiditätskre-
dite im Folgejahr zurückzuführen. 

Bei einer über den 31.12. hinaus erforderlichen Inanspruchnahme von Liquiditätskrediten 
Ist der Aufsichtsbehörde spätestens bis zum 31. Januar des Folgejahres  im Rahmen der 
o. a. Berichtspflicht mitzuteilen, aus welchem Grund eine Rückführung nicht möglich war. 
Für das Haushaltsjahr 2019 wurde bereits mit E-Mail vom 02. Januar 2020 Ihrerseits bestä-
tigt, dass zum 31. Dezember 2019 keine Liquiditätskredite bestanden. 

Aus dem vorgelegten Finanzstatusbericht ist ersichtlich, dass die Gemeinde Lohra die An-
forderungen an den Liquiditätspuffer nach § 106 Abs. 1 S. 2 HGO zu Beginn des Haus-
haltsjahres 2020 noch nicht erfüllt. Da die Gemeinde Lohra am Entschuldungsprogramm 
der „Hessenkasse" teilnimmt ist es ausreichend, wenn der geforderte Bestand an liquiden 
Mitteln bis zum Ende des mittelfristigen Finanzplanungszeitraums 2022 sukzessive aufge-
baut wird. Wie unter dem Finanzhaushalt beschrieben, soll der Liquiditätspuffer unter Be-
rücksichtigung der Zuführung des Haushaltsüberschusses zum bisherigen Kassenbestand 
zum Ende des Jahres 2020 aufgebaut sein. 

Abschließend möchte ich noch im Allgemeinen auf das kostenfreie Beratungsangebot des 
Kommunalen Beratungszentrums hinweisen. Durch eine vertiefte Haushaltsanalyse können 
diesbezüglich Konsolidierungsmöglichkeiten sowie Fördermöglichkeiten erörtert werden. Au-
ßerdem verweise ich weiterhin auf das hessische Kompetenzzentrum für Interkommunale 
Zusammenarbeit. Nähere Informationen diesbezüglich erhalten Sie zunächst auf deren In-
ternetseite (http://www.ikz-hessen.de/).  

Die Erlasse des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport vom 25. Oktober 2013, 
Az.: IV 4/IV 2 — 15 i 04.01; vom 29. Oktober 2014, Geschäftszeichen: IV 4/IV 2-151 04.01; 
vom 28. Januar 2015, Geschäftszeichen: IV 2 151 01; vom 21. September 2015, Geschäfts-
zeichen: IV 4/IV 2- 15104.01; vom 22. August 2016, Geschäftszeichen IV 4 — 15 i 01.01; vom 
30. September 2016, Geschäftszeichen: IV 2 -15iO4 -01-16/001; vom 28. September 2017, 
Geschäftszeichen: IV 2 -15104 -01-16/001, 13. September 2018, Geschäftszeichen: IV 2 — 
15104-01-16/001 sowie vom 07. November 2019, Geschäftszeichen: IV 2— 15104-01-19/002 
sind zu beachten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Kirsten Fründt 
Landrätin 



Marburg, 28.  Januar  2020  

Kirsten Fründt 
Landrätin 

Die Landrätin des Landkreises  
Marburg-Biedenkopf 
- Behörde der Landesverwaltung - 

HESSEN 

GENEHMIGUNG 

Gemäß § 97a Ziffer 4 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) i. V. m. § 103 Absatz 2 HGO ge-
nehmige ich die in § 2 der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 der Gemeinde Lohra fest-
gesetzten Kredite in Höhe von 

441.400 Euro 

Vierhunderteinundvierzigtausendvierhundert Euro) 

131 
Gemäß § 97a Ziffer 3 HGO i. V. m. § 102 Absatz 4 HGO genehmige ich von den in § 3 der Haus-
haltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 der Gemeinde Lohra festgesetzten Verpflichtungsermächti-
gungen in Höhe von 

1.688.800 Euro  

Eine Million Sechshundertachtundachtzigtausendachthundert Euro) 

Gemäß § 97a Ziffer 5 HGO i. V. m. § 105 Absatz 2 HGO genehmige ich die in § 4 der Haushaltssat-
zung für das Haushaltsjahr 2020 der Gemeinde Lohra festgesetzten Liquiditätskredite in Höhe von  

1.000.000 Euro  

(i. W.: Eine Million Euro) 
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Marburg, 28.  Januar  2020  

Kirsten Fründt 
Landrätin 

Die Landrätin des Landkreises  
Marburg-Biedenkopf 
- Behörde der Landesverwaltung - 

GENEHMIGUNG 

Gemäß § 97a Ziffer 4 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) i. V. m. § 103 Absatz 2 HGO ge-
nehmige ich die in § 2 der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 der Gemeinde Lohra fest-
gesetzten Kredite in Höhe von 

1.084.100 Euro  

Eine Million Vierundachtzigtausendeinhundert Euro) 

Gemäß § 97a Ziffer 3 HGO i. V. m. § 102 Absatz 4 HGO genehmige ich von den in § 3 der Haus-
haltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 der Gemeinde Lohra festgesetzten Verpflichtungsermächti-
gungen in Höhe von 

300.000 Euro  

Dreihunderttausend Euro) 

Gemäß § 97a Ziffer 5 HGO i. V. m. § 105 Absatz 2 HGO genehmige ich die in § 4 der Haushaltssat-
zung für das Haushaltsjahr 2021 der Gemeinde Lohra festgesetzten Liquiditätskredite in Höhe von  

1.000.000 Euro 

(I. W.. Eine Million Euro) 

• Servicezeiten: 0 Dienstgebäude: 0 Buslinlen: 0 Bankverbindungen: 
Montag bis Freitag Im Lichtenholz 60 Linie 2,3 und 13 (H Schubertstraße) Sparkasse  Marburg-Biedenkopf I Konto-Nr.: 19j BLZ: 533 500 00 
8.00— 14.00 Uhr 35043 Marburg-Cappel Linie 6 und Bus MR-80 (H Kreishaus) IBAN für Konto 19: DE08 5335 0000 0000 0000 19 
und nach Vereinbarung Fax: 06421 405-1500 SWIFT-BIC.: HELADEF1MAR 

E-Mail: landkreis@marburg-biedenkopf.de  I Internet: www.marburg-biedenkoptde I Umsatzsteuer-ID:  DE 112 591 630 
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